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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Karl Freller, Josef Zellmeier, 
Petra Guttenberger, Dr. Franz Rieger, Alex Dorow, Jürgen W. 
Heike, Dr. Martin Huber, Bernd Kränzle, Alexander König, Andreas 
Lorenz, Alfred Sauter, Andreas Schalk, Thorsten Schwab, 
Dr. Harald Schwartz, Martin Schöffel, Karl Straub, Jürgen Ströbel, 
Walter Taubeneder, Manuel Westphal, Mechthilde Wittmann und 
Fraktion (CSU) 

Keine Anwendung antisemitischer kuwaitischer Gesetze in 
Deutschland! 

Der Landtag wolle beschließen: 

1. Der Landtag lehnt entschieden ab, dass die Gesetzgebung des 
Emirates Kuwait den Vertragsabschluss mit israelischen Staats-
angehörigen durch Dienstleister des eigenen Landes unter Strafen 
stellt. 

2. Der Landtag bittet die Staatsregierung, sich auf Bundesebene 
dafür einzusetzen, dass die Bundesregierung bei der Regierung 
des Emirates Kuwait auf eine Änderung dieser Gesetzgebung aus 
dem Jahre 1964 hinwirkt. Sollten diese Bemühungen erfolglos 
bleiben, soll die Bundesregierung wie auch die Bayerische Staats-
regierung prüfen, welche Möglichkeiten bestehen, Dienstleistern, 
die hierzulande auf dieser gesetzlichen Grundlage des Emirates 
Kuwait agieren, die Erbringung von Dienstleistungen und Waren in 
Deutschland zu untersagen. 

 

 

Begründung: 

Die Fluggesellschaft Kuwait Airways hatte sich jüngst geweigert, ei-
nen Passagier mit israelischer Staatsbürgerschaft von Frankfurt aus 
zu befördern. Die Fluggesellschaft berief sich dabei auf ein kuwaiti-
sches Gesetz von 1964, das wirtschaftliche Vereinbarungen mit Israe-
lis verbietet und unter Strafe stellt, da Kuwait den Staat Israel nicht 
anerkennt. Eine solche Gesetzgebung steht im Widerspruch zu den 
Grundsätzen der deutschen Gesellschaft und ist sowohl antiisraelisch 
wie auch antisemitisch. Kuwaitische Unternehmen, die in der Bundes-
republik Deutschland wirtschaftlich aktiv sein wollen, dürfen nicht 
mehr länger unter dieser diskriminierenden gesetzlichen Grundlage 
agieren. Eine indirekte Anwendung antisemitischer Gesetze darf in 
Deutschland nicht geduldet werden! 

 


